
Probleme der Wohnwirtschaft
Von SsWALD VO NELL 5. ]

eıt dem Altenberger T'reffen, veranstaltet VO Kreis FEhe un: Familie
der deutschen Katholikentage, un namentlich Se1t der daran anschlie-
Benden Kundgebung Plenarsaal des Bundeshauses VO 2 1951 (meist
‚„Altenberger Kundgebung“ genannt) ist ber Wege un Ziele der Woh-
nungspolitik, insbesondere des W ohnungsbaus, lebhaftes Streitge-
spräch entbrannt. Kaum jemals hat S katholische Veranstaltung viel
Widerspruch gefunden wWI1e die „Altenberger Kundgebung“ Namentlich Wa-

T  e} die Gemeinnützigen W ohnungsbauunternehmungen, die sich >
ihnen geübte Kritik ZUr Wehr setizten, w as selbstverständlich ihr

gutes Recht war ber seither verharren S1C 008 Verteidigungsstellung,
die doch Grunde längst überholt 1st

Wel1 Anliegen Wäareln Altenberg geltend gemacht worden Schaffung
familiengerechter Heime und Bildung VO Kısentum, namentlich 111 Korm
des Kigenheims bzw der Kleinsiedlung 1D wäar beklagt worden, ach bel1i-
den Richtungen C ] den Jahren ach dem zweıten Weltkries nicht
geschehen dadurch SC 1 C111 unwiederbringliche Gelegenheit verpaßst WOT -

den In diesem Zusammenhang fielen W orte der Kritik den Gemeinnüt-
ZISCH W ohnungsbauunternehmungen, 16 ohl hauptsächlich deswegen als
ungerecht un verletzend empfunden wurden, weil schien, als würden
ihre groldsen Leistungen während dieser Jahre nıcht gebührend gewürdigt
Dazu kam, da{fs die TC1HN sachliche Erörterung ber das, w as wünschens-
wert un was möglıich SCH, parteipolitischer Affekt der parteipolitische
Befangenheit hineingetragen der doch hineingelesen wurde.

Nachdem Altenberg zweieinhalb Jahre zurückliegt dürfte der Zeitpunkt
CINCT Abklärung gekommen Eine leidenschaftslose Prüfung ergibt

da{fß ber das Wünschenswerte gut W1C Sari eine Meinungsverschieden-
heiten bestehen, sehr grolde Meinungsverschiedenheiten allerdings ber das
Mögliche bzw ber die Wege, auf denen sich CUu“«c Möglichkeiten erschlie-
sen lassen, obwohl sich uch hierin die Auffassungen bereits angenähert
haben

Was ist wünschenswert? Wünschenswert ist, jedem Haushalt, gleichviel
ob Einzelhaushalt der Mehrpersonenhaushalt, un unter diesem wıederum
namentlich den Famıilien, nıicht allein z Behausung, sondern wirk-
liches Heim bieten. Darüber besteht unter ernstzunehmenden ohnungs-
politikern nicht die erıngste Meinungverschiedenheit Wenn INnan vele-
gentlich gegenüber maßcoseblichen Jrägern des (GGemeimnnützigen Wohnunges-
aus den Verdacht geäußßert oder och WENILPELr schön angedeutet
hat gehe ıhnmen XUS kollektivistischer Geisteshaltunge heraus
Kasernierune der Menschen parteipolitischen Interesse, hat das
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NUur die menschlichen Beziehungen belastet un der Sache geschadet INna  -

muf Verständnis dafür haben, dafß diejenigen, die sich solcherweise V'

dächtigt sahen oder doch verdächtigt glaubten sich dadurch verletzt fühl-
ten un: miıt Bitterkeit reagıerten Im Wesentlichen dürfte das aber W1-

schen ausgestanden sC1N.,.

Fragt näherhin, was C1NeEIN wirklichen Heiım, insbesondere ZU

‚„Tamiliengerechten Heim gehöre, scheint sich zunächst e1in Zwiespalt
der Meinungen aufzutun. Bei SEHNAUCTCIN Zusehen aber ZEIST sich da{fßs
der Sache C106 nicht allzu große Meinungsverschiedenheit besteht
übrigen aber 1Ur SLrLELLS 1st welcher Stelle — die Marke „familienge-
rechtes Heim anbringen ı11 die e1l1NenNn wollen S1C eLWAaSs höher anbringen,

sich erst ann zufriedengestellt erklären, wenn C111 größeres Ma{ Vo

sich unbestrittenermaßen berechtigten Wünschen erfüllt 15t wäh-
rend andere, denen die gleichen W ünsche Herzen liegen, AaUS Grün-
den verschiedener Art die Anerkennung als ‚„Tamiliengerechtes Heim schon
EeLWAS früher aussprechen wollen. i1ner dieser Gründe istTt psychologischer
Art s 1C solle vermeiden, durch C1L1M hoch gespanntes
Ideal des ‚„Tamiliengerechten Heims q]] denen, für die dieses Ideal nıcht
erreichbar sSC1 die Freude C1iNer ZWAaAar nicht ebenso vollkommenen, aber
doch einwandfrei guten Wohnung vergällen Wenn WIL etwa NUur das
Kiıgentum besessene freistehende Einfamilienhaus 100080 (Garten als „„1am  1-
liengerechtes Heim gelten lassen wollten, mü{iten alle diejenigen, für
die AUS Gründen welcher Art 10858 6C1116 Mietwohnung Geschoßbau

Frage kommt, sich als deklassiert betrachten, doch ohne jeden WEe1-
fel weıiıt ber das Ziel hinausgeschossen WAaTec.

Die CINZISC vorhın angedeutete sachliche Meinungsverschiedenheit liegt
folgendem Die Mehrzahl der Verfechter des Kigentumsgedankens 311 1U
das individuelle sachenrechtliche Kigentum, einvgeschlossen das Erbbau-
recht als echte Verwirklichung des Kigentums gelten lassen Demgegen-
ber vertreten EIMISC führende Persönlichkeiten des Gemeinnützigen Woh-
nungsbaus die Meinung, auch die Beteiligung des Genossen SCILIHNELr Woh-
nungsgenossenschaft insbesondere Verbindung mıiıt 1nem Nutzunssrecht

der VO  un ihm bewohnten Wohnung, das sowohl ber das Mietrecht des
BGB als ber den heutigen Mieterschutz hinausgehend vererblich
ausgestaltet ıst SC als C116 zweıte, grundsätzlich gleichwertige orm des
Eisentums (wenn auch nicht Sinne der SS BGB) anzuerkennen.
Hier, könnte sa  €  9 wird die (Grenze des Weltanschaulichen g._
streift. der ist doch DUr z Verschiedenheit des Lebensgefühls, ber
die sich mıiıt Gründen nicht streiten 1äßt? Ks sind Anhänger freiheit-
lichen un zugleich genossenschaftlichen Sozialismus, die sich heute für
diese zweıte orm der Verwirklichung des Kigentums für breite Kreise
setzen und die Cc5 qals Beschimpfun und Verleumdung zurückweisen,

diesem Zusammenhang das Wort ‚„„Kollektivismus“‘ tällt Da sich ı
.1Nen Fall Individual Kigentum, andern FKall Kollektiv-Eigsentum
handelt annn natürlich nıcht bestritten werden und wird nicht bestritten
Aber, W1C sozial und sozialistisch nıcht dasselbe sind auch kollektiv
und kollektivistisch af5s hier einNne kollektivistische Geistesart un ihr
entspringendes kollektivzistisches Lebensvefühl erke E dieser Vor-
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wurt ist ın der YTat gemacht worden, und auch da, C nıcht gemacht wird,
glaubt INa  —; ih herauszuhören. Zudem hat Inanl das nıicht immer unbegrün-
ete Empfinden, das Wort „„kollektivistisc 66 werde, SCHAU w1€e 6S mıt dem
Wort ‚„‚marxistisch” geschieht, hne KenntnIis seiner Bedeutung
einfach als Schimpfwort verwendet und SC den arın liegenden der
mindestens arın ermuteten Schimp{t lehnt Ina.  an sich autf

ber die Höherwertigkeit VO  —_ Individual-Eigentum der Kollektiv-Eigen-
tium wird sich mıt Allgemeingültigkeit nıchts ausmachen lassen. Kür manche
Dinge kommt offenbar mindestens auf höherer Kulturstufe NUu  _ Indı-
vidual-Kigentum 1ın Frage; andere Dinge 1ä1St al nirgends der elt und

keiner eıt in Individual-Kigentum übergehen, sondern behält S16 dem
Kollektiv-Eigentum VOT, SOS4a der ausgeprägtesten orm der r’es XIra

COomMMmMercıium. Ist das Nutzungsrecht der Wohnung individuell, kann
das sachenrechtliche Kigentum dieser Wohnung sowohl individuell als
Iollektiv gestaltet sSeIN. Beide Gestaltungen haben Vorteile un Nachteile,
hinsichtlich deren wiederum gut w1€e keine Meinungsverschiedenheit be-
steht Schliefßlich ist INa auch darin wieder einN1g da{fß je ach Lage des
Falles die Vorteile der einen oder der anderen Eigentumsform überwiegen
un ihr den Vorzug geben. So beschränkt sich die Meinungsverschiedenheit

Grunde SCNOMUNEN darauf, da{fß der VON den einen behauptete Vorzug des
Kollektiv-Eigentums, CS biete dem Gemeinschaftssinn Betätigungsgelegen-
eıt un! Befriedigung, VO den andern entweder allgemein der doch ın Be-

aut genossenschaftliche Großgebilde als romantische {Illusion anSC-
sehen wird. Handelt 65 sich, wWw1e 1eTr aNngeNOMM N wird, ıne Frage des
Lebensgefühls, ann dürfte das, w as für den einen Romantik ist, für den
ers Empfindenden Realität sSeE1N. Wie dem aber auch sel, INa  - sollte daraus
keinen Streit machen un: allerwenigsten seıne Position dogmatisch V  —

härten. Ks gibt Punkte —_  ch  5? denen WITLr dogmatisch art se1ın mussen; WIT
sollten sS1E deutlich W1e 19808 möglich absetzen VO der ungleich größeren
Zahl VO Fragen, die JE ach Zeiten, Orten und Menschen verschiedene Ant-
worten zulassen.

Anstatt qlso eine Frage, die allenfalls das Weltanschauliche strei{ft, ohne
doch weltanschaulich se1ın, 1inNns Weltanschauliche erheben, sollten

lieber der praktischen Frage nachgehen, ob die rechtliche Gestalt des
Kollektiv-Eigentums be1l den Gemeinnützıgen Wohnungsbauunternehmun-
SCcH t’ da{fs sS1e dem sparwilligen Menschen, der eın Eigenheim nıcht —

werben annn oder nıcht erwerben will, eine wirklich gee1gnete Gelegenheit
ZUr Krsparnıs- und Vermögensbildung bieten. [)as mussen WITr ZU  j Zeit leider
vernemınen, aber die Schuld daran trılft nıcht die Gemeinnützıgen ohnungs-
bauunternehmungen (mindestens nıcht diejenigen, die der Korm der
Genossenschaft bestehen), sondern trif£ft den Gesetzgeber. Das W ohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetz (WGG beschränkt den (senossen (Gesellschafter)
aul den Nennbetrag seiner auf den Genossenschafts-(Gesellschafts-) Anteil
geleisteten Einzahlung; der im Laufe der Jahre und Jahrzehnte ın der
Genossenschaft (Gesellschaft) sich vollziehenden Vermögensbildung hat C
obwohl S16 SahZ wesentlich durch seine Miet- bzw. Nutzungsentgeltzahlun-
SCH gespelst wird, keinen Anteil Dasselbe Gesetz macht 6s den J rägern des
Gemeinnützigen Wohnungsbaus unmöglich, die genossenschaftlich gebau-



Probleme der Wohnwirtschaft
ten Wöhnungen später den einzelnen (senossen wirklich frei verifügbarem
Kigentum übertragen.

Die Gründe, aus denen das WGG diese Beschränkungen anordnet, sind
sich einleuchtend: auf diese W eise wird gewährleistet, da{fs die steuerliche
Begünstigung der ‚„Gemeinnützigen“ wirklich der Schaffung VO  - Wohnun-
> un nicht spekulativer Bereicherung der (Zenossen bzw. Gesellschafter
zugute kommt. Diese Sicherung ließe sich aber auch auf anderem Wege  f}
reichen; der 1er dafür gefiorderte TEIS ıst hoch vereitelt einen KEr-
fTolg, der sozialpolitisch ebenso erwünscht wäare W16€e6 die Schaffung VO  _ Woh-
NUuNnsSCH,

Kurz un gut wenn 16 ‚„Gemeinnützigen“ ZU eil einen Weg SCSAN-
SCHh sind un och gehen, der uUulls m1ißfällt, mufß sıch die Kritik den Ge-
setzgeber richten, der ihnen diesen Weg vorschreibt, wobel auch dem Ge-
setzgeber wieder zugute halten ıst, daß seine Anordnungen nıcht zuletzt
dem Bestreben entsprungen sind, gewlssen odenreformerischen Forderun-
SCH entsprechen. Eine Umgestaltung des WOGG Benutzung aller bis-
her gemachten Erfahrungen erscheint geboten, nicht die „Gemeinnüt-
zıgen” aut andere Wege zwıngen, sondern S16 VO  un dem Zwang be-
Ireien, ntier dem s1e iıhren jetzıgen Weg eingeschlagen haben un Vorerst
weitergehen mussen.

Vielleicht ıst dies die Stelle, überhaupt ein Wort ber Zwang un
Kreiheit SCH. eıt Altenberg ordern einıge ma{isgebliche Männer auf
katholischer Seite die zwingende gesetzliche Vorschrift, die öffentlichen Mit-
tel ZUF Körderung des W ohnungsbaues überwiegend (d.1 mehr als v.1.)
für die Schaffung VO  — Kigenheimen einzusetzen, desgl. den einzelnen Bau-
traägern die Auflage machen, gleichfalls überwiegend Eigenheime
richten;: die Anerkennung als „bememnutz1g solle diese Voraussetzung
geknüpft werden. Offenbar gab (und x1ibt) Bewilligungsstellen, die bel
der Vergebung der öffentlichen Mittel den Kigenheimbau sträiflich VeI-

nachlässigen, nıiıcht Sas C  ° verkürzen. Diesen amtlichen Stellen
kann un soll der Gesetzgeber selbstverständlich, wEeNn nötig, bindende Wei-
SUNSCH geben, sichern, dafß die VO ihm ZUuU  —- Verfügung gestellten
Mittel auch seinem Willen gemäfs verwendet werden. Trotzdem sind auch
1er allzu starre Vorschriften bedenklich. Die Initianten einer solchen Vor-
schrift sind sich dessen selbstverständlich bewußt, glauben jedoch, den vo

eıINıgSEN Bewilligungsstellen den Absichten des Gesetzgebers entigegenge-
setizten Widerstand auf andere Weise nicht brechen können;: Verfasser
dieser Zeilen hat nicht den genügenden Einblick in diesen Kampf zwischen
Legislative un: Kxekutive, sich eın Urteil erlauben können. Wie dem
aber auch sel, den Kinrichtungen der freigemeinwirtschajftlichen Selbst-
hilfe sollte der Gesetzgeber viel Kreiheit wl1le möglich lassen un: die Ver-
wirklichung seiner Absichten mehr durch Gewährung VO  — Anreizen als
durch Befehle sichern suchen zumal dann, WEl I11Lall sich, w1€e 1€es der-
zeıt 1n der Bundesrepublik geschieht, dogmatisch einer nicht-dirigisti-
schen Wirtschaftspolitik bekennt, die streng SCHOLMLINCIL nicht einmal die
Lenkung mıt der Sog. leichten Hand gestatten würde.

Man möge die W ohnungsunternehmungen nıcht zwingen, mo vielmehr
den Zwang abbauen, der S16 uch NUur unbeabsichtigterweise
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manchem, wAas WILr wünschen, gehindert hat un: och hindert Man soll auch
die W ohnungsuchenden nicht auch nıcht ihrem CISCHECN
Glück Man stelle ihnen beispielhafte Wohnungen, die preislich tür S16

schwinglich sind, VOLT Augen. Man bemühe sich kluge un taktvolle
zialpädagogische Kinwirkung. Man gebe geeı1gnete, hinreichende wirkungs-
volle Anreize. Das genügt und mehr ist VOoO bel

Was ist möglich oder älßt sich ermöglichen? An dieser Frage, die nıchts
mIiIt Grundsätzen der W eltanschauung tun hat sondern SAaNZ auf dem
Gebiet des Jatsächlichen liegt scheiden sich diıe eister Nur INSO weıt sich
gelegentlich mehrere Möglichkeiten 7U Wahl stellen, werden bei dieser
Wahl wieder grundsätzliche Wertungen ZU Zuge kommen

Es I1st nıcht möglich VO heute auf INOTOECN allen Gliedern un Volkes
z ohnung schaffen erst recht nıcht Wohnung, WILr 616 ihnen
bieten möchten Die W ohnungsnot mu schnell WIE möglich behoben
werden Das geht NUu.  an aber offenbar schneller, JC ta)} Anfor-
derungen ; die schaffenden Wohnungen stellt un: dauert urn

länger, JC mehr Gewicht —_ qaut Größe un Gediegenheit der Wohnung
Jegt Hier mu{ 150 S Entscheidung getroffen werden CLn Ausweichen
davor gibt 6cs nicht. Legen alles Gewicht auf die Schnelligkeit, dann \ 57 a

den behelfsmäßige W ohnungen oder richtiger Unterkünfte schaffen,
die gerade das Allernotwendigste bieten. Auf diese Weise helfen WILr denen,
die och Kellern, Bunkern uUuUsSWwW.,. sıtzen, schneller Aaus diesen Löchern
heraus dafür aber verurteilen s 16 un och die nächste Generation, sich
mıiıt schr unzulänglichen Wohnungen begnügen, MItT Wohnungen, die 7B
erhalten S 1C sich Augenblick glücklich schätzen würden, denen
S16 sich aber auf die Dauer bestimmt nıcht glücklich fühlen werden Wir las-
SC  am uns also bestimmen VO  ; der unlls VOL Augen stehenden Not der Gegenwart
und überlassen die Sorge für die Zukunft denen, die ach uns kommen
Wäre die Wohnung schnellebiges Gut W16 die Kleidung, würden
selbstverständlich Jetz rasch einmal behelfsmäßig bauen und ach fünf
Jahren die Krrichtung komfortablerer Wohnungen gehen. Die Wohnung
ist aber WC s 1C nicht gewaltsamer Zerstörung anheimfällt! C111 sehr
langlebiges Gut; die W ohnungen, die WILr heute bauen, InNnusscmHm auch VOoOon der
kommenden (seneration och bewohnt werden. Wir dürfen daher nıcht RNUu

die Gegenwart denken. Verlegen WILr uns deswegen darauf, möglichst
(nicht übertrieben!) gute W ohnungen Z bauen, dauert Jänger, ıs die
Menschen aus den Baracken, Bunkern un Kellern herauskommen: dann
aber wohnen s ]C un die nachfolsvende Generation S da{fßs ihre berechtigten
Ansprüche befriedigt sind Hier SDaNnen wILr also die Geduld derer qls
‚etzte die Reihe kommen, Jänger und vertrosten S1IC dafür mıiıt eNLSPTE-
chend besserer Versorgung aut die Dauer oder die bereits absterbende
(Generation miıt besserer wohnlicher Versorgung ihrer Kinder

Offenbar verbieten sich beide Extreme. Das aber bedeutet die Notwen-
digkeit Kompromisses Wo lieot der voldene Mittelweg oder nüch-
terner un richtiger ausvedrückt das Cerines UÜbel? Darüber 1ä1St sich
eLwas Sicheres überhaupt nıcht ausmachen guten Ireuen Iann Tnan dar-
ber verschiedener Meinung SC Sicher ıst LUr da{fß die Meinune die a  -
selbst MIT och guten Gründen vertrı eben doch keine Sicherheit besitzt
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sondérn Nur einen mehr oder inder hohen rad von \Vahrsci1eixilichkéit.
Eben darum sollte eINe Verständigung Wege des nicht faulen, sondern
ehrlichen Kompromisses nıicht allzu schwer fallen.

Muß der Bau Von Kigenheimen auf jeden Kall die Behebung der Woh-
nNnungsno verzögern? Glücklicherweise nicht. Vergleichen WITL den au VOonNn
1000 Kigenheimen und den Bau von Geschofswohnungen In einem
Grofiblock, geht letzterer unstreitig schneller all. Der Vergleich 1315t
aber außer acht, daß die Einsatzbereitschaft un: Opferwilligkeit für eın
Kigenheim unvergleichlich größer ist als für Mietwohnungen. Diese Tatsache
ist durch umfangreiche Erhebungen unwiderleglich erhärtet, da{ß daran
nıicht rütteln ist Die Mehrzahl der heutigen Menschen ıst allerdings ber-
haupt nıcht bereit, für die Wohnung Opfer bringen, erwarte die Woh-
HUNS ohne eıgenes Zutun VO  ; der Fürsorge des Staates oder des Arbeitgebers.
Daneben g1ibt aber eine immerhin nicht unansehnliche Zahl VO Men-
schen, die sich für e1in Eigenheim sehr vieles andere TSascn, auch die
eigene Arbeitskraft Z  _ Schaffung eines Kigenheims oder och besser iın Ge-
meinschaftshilfe ZzU  — Schaffung vVvon Kigenheimen einzusetzen gewillt sind.
H  1er werden nıcht Kigenheime STatt Mietwohnungen geschaffen, sondern
zusätzlich den Mietwohnungen. Besonders bemerkenswert st, da{fß 1€S$
ZUMN guten eil Menschen niıederen Einkommensstufen unter

300 monatlich sind, die sich 125€ Eigenheime schaffen, selbst-
verständlich schlichte, später och auszubauende und allmählich besser AUS-
zustattende Kigenheime, während die Menschen, die weder Verzicht och

Kigenleistung gewillt sın  d, VO  — einem Schlaraffenland traumen, in dem
der Staat jedem eine komfortabelst ausgestattete Stockwerkswohnung mıiıt
allen Schikanen heutiger Technik (oder allenfalls eın ebenso kquortablesKigenheim) gratıs und Iranko ZU Verfügung stellt.

Wir können die Propaganda für Schaffung Von (Individual-)Eigentum in
der Wohnwirtschaft un insbesondere VO Kigenheimen mıt unbeschwer-
tem Gewissen fortführen, W WIT den Menschen klar un ehrlich SA

CM handelt sich nicht darum, hohe Forderungen den Staat stellen,
sondern selbst mehr leisten: sich mehr Verzicht auf anderes, w Aas das
Leben bereichern oder verschönern könnte, aufzuerlegen un ach bestem
Können mitzuarbeiten. Darum braucht keiner Jänger Baracken, Bunkern
oder Kellern hausen; dadurch verzögern WIT die Behebung der Woh-
Nnicht, sondern beschleunigen S1e. — Daß die staatliche Hilfe denen,
die selbst eLWAS ZU Behebung der Wohnungsnot beitragen, nicht kärglicher
ZUSECEMESSCNHN werden darf als denen, die den Staat dadurch ehren, dafß s1€e
ihr ganzes Vertrauen auft ın setifzen un selber nichts leisten, versteht sıch

Rande Selhst eın merkliches Mehr staatliıcher Hiılfe ıst qls Anreiz voll
un Sanz gerechtfertigt.

Nicht einfach löst sich die Schwierigkeit hinsichtlich der Grölfse der
schaffenden Wohnungen. Für die Vergrößerung der Wohnung, sel es ach
der Zahl oder ach der Größe der Käume, 1äßt sich nicht, wIie für das Kigen-heim, eine zusätzliche Kraftquelle erschließen. Das eINZICE, w as WIT ıIn die-
SC Zusammenhang zugunsten reichlicher Bemessung des Wohnraums 1Ns
Feld führen können, ist dieses: Verkleinerung der Wohnung führt nıcht Zz.Uu

proportionaler, sondern 198808  i— unterproportionaler KEinsparung Kosten;
41
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umgekehrt führt also auch eıne Vergrößerung der Wohnung nicht pl'0-
portionaler, sondern MNUur unterproportionaler Steigerung der Kosten. Die
Gründe, die für die Wahl möglichst kleiner Ausmaße sprechen, wiegen also
nıcht schwer, w1e e6s auf den er Blick scheinen möchte._ ber leider nAa-
ben sS1€e eben doch Gewicht!

Wann ist 9808 eine Wohnung ‚„„familiengerecht‘“ ? ıne sehr zutreiffende
Antwort qauf diese krage lautet: das bestimmt sich ach ihrer Belegung;
jede Wohnung ıst dann ‚„familiengerecht‘ y} W 316 richtig belegt, 1Ns-
besondere nicht überbelegt ıst Könnten WIT, wäas heute durch die Blockie-
run  E3 des Wohnungsmarktes unmöglich ist, die Haushaltungen bzw Fa-
milien richtig umsetzen, wäre damit die Zahl der „familiengerechten“
Wohnungen Sanz ungemenn vermehrt. Unter der Rücksicht der ‚„„familienge-
rechten Wohnung” ist daher jede Lockerung dieser Blockierung VO  — gleicher
oder Sar VO och größerer Bedeutung als die Vermehrung der Wohnun-
SCH un namentlich der grofßen Wohnungen, Nu  — daß diese Lockerung
selbst wieder eine hinreichende Vermehrung der Wohnungen ZU  g D’oraus-
setzung hat; Je größer die Zahl der ne  s geschaffenen Wohnungseinheıiten,

rascher kann die Lockerung fortschreiten. Dei dieser Sachlage ann
INna  - geradezu 5a durch Schafiung VON Z7WEe1 Zweizimmerwohnungen hilft
man den kinderreichen un: Großfamilien wirksamer als durch den Bau
einer V  1er- oder Fünf-Zimmer- W ohnung! Große Wohnungen sind sich

ausreichender Zahl vorhanden; sS1€e6 stehen nNnu  vg denen, die ihrer bedürfen,
nicht ZUuU  —- Verfügung, mussen darum für s1e fre  1 gemacht werden.

Mit größter Heftigkeit streıtet - darüber, ob verantwortet werden
könne, jungen Khepaaren eine Zweizimmerwohnung anzubieten; Inan hat
dafür das 0se Wort „Abtreibungswohnungen“ geprägt. Dll[$ schön wäre,
das NEeEUu vermählte aar könnte sogleich eine Wohnung beziehen, die für
die spätere Entfaltung der Familie ausreichenden Raum bietet, wird n1e-
mand bestreiten wollen. Daß notwendig sel, ann ma dagegen  F} nNnu he-
haupten, wWEenn INa unterstellt, die Familie MUSSeE  aa au{ die I)auer der e1Nn-
mal bezogenen Wohnung bleiben. Die heutige Schwierigkeit des W ohnungs-
wechsels annn eine solche Vorstellung nahelegen. Sie ıst aber selbst heute
1U  — ın sehr beschränktem Maße zutreifend. uch heute indet sehr viel
Wechsel STa In dem Maße, W1€6 der Wohnungsmangel überwunden un da-
mıiıt der Wohnungswechsel wieder füssıg wird, mu ß wieder die Regel
werden, daßß, w1e€e die Zahl der Familienglieder zunımmt un später wieder
abnimmt, auch eine größere und später wieder eine kleinere Wohnung
bezogen wird; das Eigenheim wird tür die wachsende Kamıilie AUS —

bhbauen un gegebenenfalls bei der Rückbildung der Famililie teilen. WVas bel
einem jJungen Khepaar sich kinderfeindlicher auswirkt, eine Wohnung, die
bei wachsender Kinderzahl klein werden würde, oder die Mehrbelastung

Miete für Wohnraum, der auf Jahre hınaus noch Sar nicht benötigt wird,
bzw. die Aufnahme fremder Personen qlg Untermieter oder Schlaigänger

die VOTerst übergroße un als kostspielig empfundene Wohnung, iıst
eine durchaus offene Krage.

Angesichts dessen, daß ım vorhandenen Wohnungsbestand SanzZ erheb-
lich mehr Großwohnungen vorhanden sın  d, als WI1TL Grofßfamilien in

Volke zählen, sollte 100828  - muiıt der Forderung, möglichst viele oder
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Sar NUur grofße Wohnungen bauen, doch außerst vorsichtie SCc11 e1I

reichliches Angebot großen W ohnungen azu beitragen würde, die
Kinderfreudigkeit heben, dahingestellt bleiben Wie dem auch sSC1

der Weg, öglichst bald dieses reichliche Angehot ZU  - Verfügung stel-
len, führt nicht oder jedenfalls niıcht sehr ber den Bau Neuer Trolß-
wohnungen, als über die Freimachune der vorhandenen Großwohnungen für
diejenigen, die ihrer bedürfen Das besact nıcht 6s sollten keine rofß-
wohnungen gebaut werden, wohl aber, der Qual der Wahl zwischen
mehr. W ohnungen oder grölßeren W ohnungen nach Lage der Dinge
das stärkere Gewicht auf die möglichst hohe  ‚ar Zahl VO Wohnungen gelegt
werden.

Besteht die Möglichkeit den Umfane des Wohnunsesbaus Vergleich
der unbestritten bedeutenden Leistung der VErSaANSCHNEN Jahre och
erhöhen

Arbeitskräfte un Baustoffe für den Wohnungsbau stehen, falls nicht
etwa die Besatzungs- un Verteidigungsbauten alles andere beiseite rän-
CN, qausreichendem Maße ZU  — Verfügung Von der Güterseite her be-
steht also0 unter dem gemachten Vorbehalt eın Hindernis
Bleibt die Finanzierungsseite uch 1er besteht bevoründete Hoffnung, daß
die Schwierigkeiten sich werden meılstern lassen Besonders hohe kirwar-
ngen werden dabei auf die ür 1954 geplante ‚„„Grofße Steuerreftorm
SEeSCLZL die kräftiger Belebung der wirtschaftlichen Aktivıtät un der
Kapitalbildung ‘ühren werde Allerdings könnte scheinen, als bestehe
die Absicht die Früchte der beabsichtigten Steuersenkung gleich mehrmals
A{ verteilen der Wirtschaftsminister wolle das, w as die Steuerzahler
nı  5 ZU Kinanzamt tragen haben werden, für Krhöhung der Lebens-
haltung, besonders für den Krwerb hochwertiger Gebrauchsegüter W 106 Kühl-
schränke, Hernsehgeräte dgl verwendet sehen;: der W ohnungshaumini-
ster wolle die Finanzamt erspar ten Beträge einmal tür die Krhöhung
der 1eten 1 Anspruch nehmen, zugleich aber s1C dem Kapitalmarkt ZU

Kinanzierung des W ohnungsbaus zuführen nd 1er auch gleich wieder
mal abschöpfen einmal tür die © erststellive Finanzlierung EeLINCLr größeren
Zahl VO  —_ W ohnungsbauten als bisher un: anderes Mal die bisher

ordentlichen Haushalt aus dem Steuerautkommen aufgebrachten
öffentlichen Körderungsmittel künftie durch Mittel des außerordentlichen.
Haushalts, durch Anleihemittel er endlich wolle der Ki-
nanzmınıste War den Tarıt CINMISCr Steuern, sowohl der Einkommen-
un Körperschaftssteuer, senken dafür aber bisher gewährte Steuer-
vergunstıigungen abbauen miıt dem Ziele, das Steueraufkommen C
samt ungeschmälert erhalten Das hieße allerdings, ohne den Bären auch
1U erlegen wollen, C 11 Fell gleich Z W TDe1- oder gar viermal VCI -
teilen für den Wohnungsbau müßlte 1080054 da schon schwarz sehen

Glücklicherweise liegen die Dinve doch ELWAS anders Fanven WITLT VO
hinten Der Bundesfinanzminister kann un 11 nicht auf Steuereinnah-
Inen verzichten ECE1INe Absicht geht der Tat Nu.  — aut Umbau des
Steuersystems muiıt dem Ziele, die hemmenden Wirkungen der Besteuerung

D An dieser Stelle W,  A1°'6 nach der ede des Bundesfinanzministers VOL dem Bundestag VO
1 1954 116 155C_ Korrektur anzubringen.
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auf die wirtschaftliche Aktivität un namentlich auf die Kapitalbildung auf
en möglichst SCS Mafß herabzusetzen dank der erzielten Steigerung
des Sozilalprodukts bringen niedrigere Steuersätze das gleiche Steuerauf-
kommen wW16 bisher Die Steuerpflichtigen zahlen qlso insgesam nicht w e

Steuern, aber Ccs verbleibt ihnen der Betrag, den das Sozial-
produkt dank der zweckmäßßigeren Gestaltung des Steuersvstems gewachsen
1st Wie die Steuerpflichtigen diesen Betrae verwenden sollen, darüber

gegebenenfalls Wirtschaftsminister und W ohnungsbauminister sich
SITEILEN

Wenn der W ohnungsbauminister die Steuerersparnis derer, die bei
verändertem Einkommen dank der Tarifsenkung WEILLDETr Steuer zahlen
haben werden, für Erhöhung der Mieten Anspruch nehmen ıll han-
delt sich zunächst 1U die Erhöhung der unverhältnismäßie zurück-
gebliebenen Mieten der Altbauwohnungen un damit aufs (GGanze gesehen
verschwindend -  O  Cr Beträge Nur C111 Bruchteil der Einkommensbezie-
her wohnt Altwohnungen sowohl der Betrag der qauft S16 entfallenden
Steuerersparnis qals auch der STa dessen VO ihnen aufzubringenden höheren
Miete spielt aufs (Ganze gesehen keine nennenswerte Rolle Die Mieten der
Altwohnungen uUssen NnNUu aber aAaNSCINESSEHNCS Verhältnis den
Mieten VoO Neubauwohnungen gleichen Wohnwertes gebracht werden da
trifft sich gunstı dafür Zeitpunkt wählen können, dem die
Betroffenen die Erhöhung kaum fühlen, weil S1.C durch die Steuererspar-
1115 mehr oder te] ausgeglichen wird Allen übrigen Steuerzahlern aber
verbleibt die Krsparnis aus der bel1 unverändertem Kinkommen niedrigeren
Einkommensteuer ZUuU  — {reien Verfügung, also wenln S16 wollen ZU AT -
sparnisbildung, ZUuU Speisung des Kapitalmarkts Der W ohnungsbauminister
wird wünschen, da{fßs S16 sich VOTZUSSWECIS für diese Verwendung entschei-
den der Wirtschaftsminister glaubt Sinne ausgeglichenen Entwick-
Jung UNsSeTeETr Wirtschaft die Verwendung ZUr Beschaffunge VO (Gütern des
gehobenen Bedarfs („Kühlschränke‘”) befürworten INUSSEN. Wohlver-
standen: 19 handelt sich diejenigen Beträge, die VO Einkommensbezie-
ern miıt un VYV erändertem Einkommen infolge der Tarıfsenkung der Einkom-
mensteuer WENISCI Steuer zahlen SC11M werden Man mMOSC die Größen-
ordnung nicht überschätzen!

Glückt das Vorhaben des Bundesftinanzministers was entscheidend da-
VON abhängt W 4S Bundestag und Bundesrat Aul der ‚„‚Großen Steuerretorm
machen werden dann wächst sowohl das Sozialprodukt als auch die
Möglichkeit der Kapitalbildung un ıst damit sowohl VO der Güterseite
qls auch VO  —_ der Geldseite die Möglichkeit verstärktem Wohnungsbau
gegeben. Zweifellos wird auch 1er der Wirtschaftsminister Vünsche
zumelden haben für Krweiterungs- un Rationalisiterungsinvestitionen
zahlreichen Zweigen der Produktionswirtschaft ach allgemeiner UÜberzeu-
un ul aber, WENN 616 gesteıgerte Aktivität un Produktivität UNSCTEI

Wirtschaft 6C1IMN höheres Investitionsvolumen gestatten‚der Wohnungsbau nicht
1Ur daran teilhaben, sondern SC1161I) bisher immerhin schon ansehnlichen
Anteıl An der gesamten volkswirtschaftlichen Investition noch erhöhen Die
Möcglichkeit azu besteht unter den beiden bereits erwähnten Voraus-
setzungen
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daß nicht die Besatzungs un Verteidigungsinvestitionen C1LNEN über-
mäldigen eil des Sozialprodukts sich reißen, der güterwirtschaftlich
gesehen gerade Bauarbeiter un: Baustoffe Anspruch nehmen un dem
Wohnungsbau entziehen würde:

da{fß die Steuerreftorm solcher VWeise zustande kommt da{fß heute
och gelähmte der doch gehemmte wirtschaftliche Kräfte entbunden WEI' -

den un: damıt die Kapitalbildung sowohl guterse1lug alg auch geldseitig
zunımmt.

Was aber ıst die Überleitung der öffentlichen Förderungsmittel für
den Wohnungsbau aus dem ordentlichen den außerordentlichen Haus-
halt? hne Zweiftel liegt 1er C1MN schwacher Punkt. An sich ist diese Maflß-
nahme durchaus gerechtfertigt enn ist nıcht einzusehen, solch
dauerhafte Güter W16 Wohnungen aus dem laufenden Steueraufkommen
finanziert werden müßten. Alles WAare schön, W der Bundesfinanzmini-
ster die Steuern den Betrag der bisher aus Steuern finanzierten Förde-
rungsmittel senken könnte Alsdann könnten die Steuerzahler den gleichen
Betrag, den S16 bisher als Steuern für den Wohnungsbau entrichteten, künf-
tıg aqals W ohnungsbau--Anleihe zeichnen. Leider aber ıst nicht S da{f$s der
ordentliche Haushalt VO  = den Förderungsmitteln für den Wohnungsbauent-
lastet werden soll, gleichen Betrage die Steuer senken können,
sondern für andere unabweisliche Anforderungen (Verteidigungsbeitrag
ul,. m.) Platz schaffen. Die W ohnungsbau--Anleihe (um einmal bei die-
C Namen bleiben) wird daher nıcht aus ersparten Steuerbeträgen, s“O1M1-

dern NUrLr aus dem dank dem erhöhten Sozlalprodukt gestiegenen Einkom-
19915  s gezeichnet werden können Das bedeutet s1e InNu die oleichen Mittel

Anspruch nehmen, auf die bereits die erststellige Finanzierunge des
weıterten Wohnungsbaus NSCWIECSCH 1StTt Man mu{ schon S sehr CT -
sichtliche Meinung VO  —_ der durch die Große Steuerretorm auszulösenden
Steigerung der wirtschaftlichen Aktivität und der Kapitalbildung haben,
hoffen können, S16 werde ausreichen, neben der Befriedigung des

och ungeheuren Investitionsbedarfs VO Landwirtschaft, Bergbau,
Energiewirtschaft, Verkehr un: Industrie nicht allein die erststellige Hinan-
ZIETUNGS namhaftt erhöhten Zahl VO W ohnungen, sondern auch och
die Mittel für die Gestalt zinsloser oder zinsverbilligter öffentlicher
Darlehen bewirkende nachstellige Finanzlerung ermöglichen. Hier
werden sich die Sachen hart ı Raume stoßen. Beruhigen annn 16208 der Be-
danke, dafßs das, wWwWAas güterwirtschaftlich möglich ist, geldwirtschaftlich nıcht
unmöglich SC11M annn un!: darum mıt entsprechender Intelligenz, verbunden
mI1T utem Willen, sich auch ermöcglichen 1ä0ßt


